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Liebe Leserinnen und Leser, 

 

der Weg hin zu einem Frieden in Syrien ist      

steinig, ein wirklicher Durchbruch ist noch nicht 

erkennbar. Dies zeigen auch die menschenver-

achtenden Bombenangriffe des Assad-Regimes 

auf zivile Krankenhäuser im Norden Syriens.  

 

Die Gespräche der internationalen Kontakt-

gruppe vor der Münchener Sicherheitskonferenz 

mit dem Ziel einer baldigen Waffenruhe sind     

allerdings zumindest ein Hoffnungsschimmer. 

Nun kommt es darauf an, dass daraus ein realer 

Fortschritt wird. Alle Konfliktparteien müssen 

Bereitschaft zeigen, konkrete Schritte zur Um-

setzung der Waffenruhe einzuleiten. 

Dringend notwendig ist, dass die internationalen 

Hilfen endlich die notleidenden Menschen in  

Syrien erreichen. Gleichzeitig muss die interna-

tionale Gemeinschaft mehr dafür tun, die Lage 

der Flüchtlinge in den Krisengebieten, in der 

Türkei, im Libanon und in Jordanien deutlich zu 

verbessern.  

Die Syrienkonferenz in London war hierfür ein 

ermutigendes Signal. Klar ist: Die humanitäre 

Katastrophe in Syrien lässt sich nur mit einer po-

litischen Lösung beenden. Nur dann werden die 

Flüchtlingsströme aus der Krisenregion ein Ende 

finden. Wir unterstützen unseren Außenminister 

Frank-Walter Steinmeier daher in seinem uner-

müdlichen Einsatz, eine Fortsetzung der Frie-

densgespräche für Syrien zu erreichen. 

 

Europäischer Rat: Zusammenhalt der Europä-

ischen Union sichern 

Beim Europäischen Rat geht es darum, den Zu-

sammenhalt und die Einheit Europas in schwie-

riger Zeit zu erhalten. Die EU steht inmitten ihrer 

größten Bewährungsprobe, und ein Scheitern 

wäre für alle in Europa fatal. Wir verdanken der 

europäischen Einigung 70 Jahre Frieden und 

Wohlstand. Dieses werden wir nur in einem star-

ken Europa bewahren können, das zusammen-

hält. Europa muss jetzt beweisen, dass es in der 

Lage ist, die Flüchtlingskrise gemeinsam unter 

Kontrolle zu bringen. Nur dann haben die Bür-
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gerinnen und Bürger Vertrauen in die Europäi-

sche Einigung. Und nur dann entziehen wir Na-

tionalisten und Populisten den Nährboden. 

 

Aus diesen Gründen haben wir ein überragendes 

Interesse daran, dass Großbritannien Mitglied 

der Europäischen Union bleibt: Eine EU ohne 

Großbritannien würde Europa empfindlich 

schwächen – wirtschaftlich und politisch.       

Deshalb lohnt sich die politische Anstrengung, 

mit Großbritannien einen Kompromiss auszu-

handeln, der den Verbleib in der EU ermöglicht.  

 

Eine Einigung darf allerdings nicht um den Preis 

der Desintegration erzielt werden, vielmehr 

muss sie Europa festigen und seine Reform- und 

Integrationsfähigkeit erhalten. Deshalb ist für 

uns keine Einigung vorstellbar, die einzelnen 

Nicht-Euro-Ländern ein Vetorecht gegen wei-

tere Integrationsschritte der Eurozone zuspricht.  

Unser Land braucht wieder mehr Zusammen-

halt! Spaltung, Hass und Ausgrenzung scha-

den uns allen. Denn die Erfahrung weltweit 

zeigt: Tolerante und weltoffene Gesellschaften 

sind erfolgreicher und stärker. 

Ich stehe ein für ein menschliches und ein     

sicheres Deutschland. 

 

Asylpaket II – mehr Ordnung und schnellere 

Verfahren 

Das geplante Gesetz zur Einführung beschleu-

nigter Asylverfahren haben wir in dieser Woche 

im parlamentarischen Verfahren auf den Weg 

gebracht. Ein wichtiger Schritt zu mehr Ordnung 

bei der Aufnahme von Flüchtlingen, zu schnel-

leren Asylverfahren und einer rascheren Rück-

führung von Menschen, die kein Bleiberecht ha-

ben. 
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Wir stellen sicher, dass Menschen, die in 

Deutschland Schutz suchen, weiterhin ein 

menschliches und faires Verfahren erhalten. 

Haftähnliche Transitzonen, wie ursprünglich 

von der Union gefordert, sind vom Tisch.      

Asylsuchende mit geringen Chancen auf Aner-

kennung werden künftig in besonderen Auf-

nahme-Einrichtungen untergebracht, in denen 

die Asylverfahren in rund drei Wochen abge-

schlossen sein sollen.  

Im Rahmen der Vereinbarung zum Asylpaket II 

haben wir mit der Union zudem weitere Maß-

nahmen vereinbart, die wir nun ebenfalls zügig 

umsetzen wollen. Dazu gehört u.a. ein sicheres 

Aufenthaltsrecht für die Dauer der Ausbildung 

und für eine Weiterbeschäftigung von              

zwei Jahren. 

 

 

Mit der Union ist außerdem vereinbart worden, 

den Familiennachzug für Flüchtlinge mit         

subsidiärem Schutzstatus für zwei Jahre auszu-

setzen. Wir haben im Gegenzug durchgesetzt, 

dass Familienangehörige von subsidiär Ge-

schützten bei einer künftigen Aufnahme von sy-

rischen Flüchtlingen im Rahmen von Kontingen-

ten bevorzugt berücksichtigt werden. Bei min-

derjährigen Flüchtlingen mit subsidiären Schutz-

status haben wir mit einer Härtefallregelung eine 

humanitäre Lösung gefunden.           

Der Aufschub des Familiennachzugs gilt zudem 

nur für die relativ kleine Gruppe der subsidiär 

Schutzberechtigten, nicht aber für Flüchtlinge, 

die als Asylbewerber oder als Flüchtling nach 

Genfer Flüchtlingskonvention anerkannt wer-

den. Für sie bleibt der Familien- und Elternnach-

zug ohne zweijährigen Aufschub erhalten. 

Die SPD hat dieser Regelung zugestimmt, weil 

ansonsten das gesamte Asylpaket in Frage ge-

standen hätte. Die Menschen erwarten aber von 

uns in der jetzigen Situation zu Recht, dass wir 

handeln, auch wenn dies im Einzelfall das Ein-

gehen von Kompromissen bedeutet. 
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Integrationsplan für ein gutes Leben aller 

Menschen in Deutschland 

Wir müssen nun rasch die 

notwendigen Vorausset-

zungen schaffen, damit 

sich Menschen, die neu in 

unser Land kommen und 

hier bleiben werden, 

schnell integrieren. Mit 

dem Malu-Dreyer-Plan hat 

die SPD hierzu vor über 

zwei Monaten einen wegweisenden Vorschlag 

vorgelegt. Jetzt geht es darum, mit der Union zü-

gig die konkrete Umsetzung eines Integrations-

pakets zu vereinbaren und die notwendigen 

Maßnahmen finanziell in den Eckwerten des 

Bundeshaushalts 2016 zu verankern. 

Nach dem Prinzip „Fördern und Fordern“ wollen 

wir die richtigen Anreize setzen, damit Integra-

tion gelingt. Wer nach drei Jahren Deutsch ge-

lernt hat und eine Ausbildung macht oder Arbeit 

gefunden hat, der soll auch schneller ein dauer-

haftes Bleiberecht bekommen. Wer sich dagegen 

nicht anstrengt, muss wieder in sein Heimatland 

zurückkehren, wenn es die Sicherheitslage er-

laubt. Damit aber ein solches „Fördern und For-

dern“ überhaupt umgesetzt werden kann, muss 

der Bundesinnenminister endlich dafür sorgen, 

dass ausreichend Sprach- und Integrationskurse 

angeboten werden.  

Nur Pflichten einzufor-

dern, ohne die Möglich-

keiten zu schaffen, dass 

diese auch erfüllt werden 

können, ist unehrlich! 

Ich bin davon überzeugt: 

Wenn wir für gute Bil-

dung, gute Arbeit und be-

zahlbares Wohnen für alle sorgen, schaffen wir 

es, dass unser Land zusammenhält. Deshalb 

wäre es fatal, Neuankommende gegen Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer auszuspielen, 

die schon länger in unserem Land sind. Genau 

darauf wäre der Vorschlag der CDU hinausge-

laufen, den Mindestlohn für Flüchtlinge auszu-

setzen. Lohndumping für Flüchtlinge wäre aber 

ein gefährlicher Keil, der unsere Gesellschaft 

spaltet. Das werden wir nicht zulassen!  

Der Mindestlohn bleibt mit der SPD unange-

tastet! Ein Aussetzen des Mindestlohns für 

Flüchtlinge würde einen Keil in unsere Ge-

sellschaft treiben und Lohndumping Tor und 

Tür öffnen. 
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Bundesteilhabegesetz 

Der Ausschuss für Arbeit und Soziales hat sich 

in einer öffentlichen An-

hörung mit der Arbeits-

marktsituation von Men-

schen mit Behinderun-

gen befasst. Mit dem 

Bundesteilhabegesetz, 

das zum 1. Januar 2017 

in Kraft treten soll, will 

die SPD-Bundestagsfraktion die Chancen von 

Menschen mit Behinderungen auf dem ersten 

Arbeitsmarkt verbessern. 

 

Die Arbeitslosenquote von Menschen mit 

Schwerbehinderungen ist etwa doppelt so hoch 

wie die allgemeine Arbeitslosenquote. Zugleich 

nimmt die Zahl der Beschäftigten in Werkstätten 

für behinderte Menschen außerhalb des ersten 

Arbeitsmarktes seit Jahren zu. 

Der Zugang zum ersten Arbeitsmarkt spielt eine 

wichtige Rolle für die gleichberechtigte Teilhabe 

von Menschen mit Behinderungen an unserer 

Gesellschaft. Mit dem Bundesteilhabegesetz 

wollen wir darum flexiblere Übergänge zwi-

schen den Werkstätten und dem allgemeinen Ar-

beitsmarkt schaffen. 

Die SPD-Bundestagsfraktion setzt dabei große 

Hoffnungen auf das geplante Budget für Arbeit, 

mit dem Assistenzleistungen der Arbeitnehmer 

und Lohnkostenzuschüsse 

an die Arbeitgeber be-

darfsorientiert und dauer-

haft finanziert werden sol-

len. Ein inklusiver Arbeits-

markt braucht allerdings 

auch einen Bewusstseins-

wandel und Mut bei den 

Arbeitgebern, denn Inklusion findet vor Ort im 

Betrieb statt. Die Erfahrungen des Beratungspro-

jekts „Wirtschaft inklusiv“ zeigen, wie wichtig 

ein zentraler Ansprechpartner ist, der sensibili-

siert, berät und immer wieder aufzeigt, welche 

individuellen Lösungen möglich sind. 

Auch die Schwerbehindertenvertretungen der 

Unternehmen tragen maßgeblich zur erfolgrei-

chen Beschäftigung von Menschen mit Behinde-

rungen bei. Die Anhörung bestärkt uns darin, 

dass sie bessere Ressourcen und stärkere Rechte 

benötigen, um ihre Beteiligungsmöglichkeiten 

wirksam ausschöpfen zu können. Dafür werden 

wir uns bei der Erarbeitung des Bundesteilhabe-

gesetzes weiter einsetzen. 
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Themen im Plenum  

Marktmanipulation auf Finanzmärkten               

bekämpfen 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung soll 

verschiedene europäische Rechtsakte für mehr 

Transparenz und Anlegerschutz auf den Finanz-

märkten in deutsches Recht umsetzen. Vorgese-

hen ist, Regelungen zur Bekämpfung von Markt-

missbrauch auch auf solche Finanzinstrumente 

auszuweiten, die auf neuartigen Handelsplattfor-

men gehandelt werden. Der Gesetzentwurf sieht 

zudem vor, die Überwachungs- und Eingriffsbe-

fugnisse der zuständigen Aufsichtsbehörden zu 

erweitern, die Sanktionsmöglichkeiten bei Insi-

derhandel und Marktmanipulation zu vereinheit-

lichen und zu verschärfen. Künftig müssen alle 

Mitgliedstaaten zumindest für vorsätzliche und 

schwerwiegende Verstöße gegen das Verbot des 

Insiderhandels und der Marktmanipulation straf-

rechtliche Sanktionen vorsehen. Aufgrund der 

neuen europäischen Marktmissbrauchsregeln 

sind in Deutschland insbesondere die Straf- und 

Bußgeldvorschriften anzupassen. 

 

 

 

Europäisches System der Finanzaufsicht effi-

zient weiterentwickeln 

In Folge der Finanzkrise wurden 2010 drei Eu-

ropäische Aufsichtsbehörden für den Banken-, 

Versicherungs-, und Wertpapiersektor geschaf-

fen. In dem vorliegenden Antrag fordern die 

Fraktionen von SPD und CDU/CSU die Bundes-

regierung auf, sich dafür einzusetzen, dass die 

europäischen Aufsichtsbehörden nur innerhalb 

des ihnen durch den EU-Gesetzgebers einge-

räumten Kompetenzrahmens tätig werden.  

Grundsätzlich sollten Handeln und Maßnahmen 

der Aufsichtsbehörden dem europäischen Prin-

zip der Subsidiarität folgen. So bedürfen global 

agierende systemrelevante Großbanken einer 

starken Regulierung mit hohen Standards. Klei-

nere, risiko-ärmere Institute hingegen sollten 

von regulatorischen Prozessen nicht überfordert 

werden. Außerdem fordern wir eine klare         

Aufgabentrennung zwischen der EZB und der 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht   

(BaFin) bei der Aufsicht weniger bedeutender 

Institute. 
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Verbraucherschutz bei Immobilienfinanzie-

rung stärken 

Mit dem geplanten Gesetz sollen die Rechte von 

Verbraucherinnen und Verbrauchern bei der 

Vergabe von Immobilienkrediten gestärkt       

werden. Mit der Umsetzung der EU-Richtlinie        

werden die Vorgaben zur Darlehensvergabe und          

-vermittlung EU-weit harmonisiert. Die entspre-

chende Richtlinie führt zu Änderungen im         

gesamten Prozess der Immobilienkreditvergabe 

- von der Werbung über Kreditwürdigkeits-     

prüfung bis hin zu Beratungsleistungen.               

Der Darlehensgeber soll u.a. künftig verpflichtet 

werden, vor Vertragsschluss ein Merkblatt mit 

für den Verbraucher relevanten Informationen 

zu einem Kredit zu übergeben. Außerdem dürfen 

keine Kredite mehr vergeben werden, ohne        

zuvor die Kreditwürdigkeit zu überprüfen, um 

Überschuldungen vorzubeugen. Zudem enthält 

das Gesetzespaket Neuregelungen bei Dispozin-

sen, um die Banken zu transparenteren Informa-

tionen über Dispo-Sätze und Alternativen zu 

Dispokrediten für Verbraucherinnen und         

Verbraucher zu verpflichten. 

Bestehende Widerrufsrechte aus Altverträgen 

zur Immobilienfinanzierung zwischen 2002 und 

2010 werden zudem befristet. Sie können nur 

noch innerhalb von drei Monaten nach Inkraft-

treten der Gesetzesänderung geltend gemacht 

werden. 

Angehängt an dieses Gesetz wird eine Änderung 

im Handelsgesetzbuch, die Unternehmen mit     

hohen Pensionsrückstellungen im Jahresab-

schluss entlastet. Die Höhe der Pensionsrück-

stellungen richtet sich bisher nach den Kapital-

marktzinsen der letzten sieben Jahre, künftig der 

letzten zehn Jahre. Damit werden die Auswir-

kungen der langen Niedrigzinsphase auf die in 

den Jahresabschlüssen festgestellten Gewinne 

abgemildert. Die dabei entstehenden Bewer-

tungsgewinne dürfen allerdings nicht an die An-

teilseigner ausgeschüttet werden. Das Geld 

bleibt im Unternehmen und dient der Sicherung 

der künftigen Pensionsansprüche.  
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Asylverfahren beschleunigen, leichtere Aus-

weisung bei Straffälligkeit 

Mehr Ordnung bei der Aufnahme von Flüchtlin-

gen, schnellere Asylverfahren und eine raschere 

Rückführung von Menschen, die kein Bleibe-

recht haben – das sind die Ziele des Gesetzes zur 

Einführung beschleunig-

ter Asylverfahren.  

Asylsuchende mit gerin-

gen Chancen auf           An-

erkennung werden künftig 

in besonderen Aufnahme-

Einrichtungen unterge-

bracht, in      denen die 

Asylverfahren in rund 

drei Wochen abgeschlos-

sen sein sollen. Diese Re-

gelung betrifft Menschen 

aus sicheren Herkunfts-

staaten, mit Wiedereinrei-

sesperren oder solche, die 

keine Bereitschaft zeigen, 

ihre wahre Herkunft aufzudecken. Für diesen 

Personenkreis gilt auch eine verschärfte Resi-

denzpflicht, d.h. sie dürfen den Bezirk der zu-

ständigen Ausländerbehörde nicht verlassen. 

Ihre Rückführung soll unmittelbar aus der Auf-

nahme-Einrichtung erfolgen. Wer sich diesem 

Verfahren verweigert, dem drohen künftig Sank-

tionen wie etwa Wegfall des Leistungsan-

spruchs.  

Außerdem sieht das geplante Gesetz vor, den Fa-

miliennachzug für subsidiär Schutzberechtige ab 

Inkrafttreten des Gesetzes befristet für zwei 

Jahre auszusetzen. Für min-

derjährige Flüchtlinge mit 

subsidiären Schutzstatus 

haben wir eine Härtefallre-

gelung durchgesetzt. Der 

Aufschub des Familien-

nachzugs gilt zudem nur für 

die relativ kleine Gruppe 

der subsidiär Schutzberech-

tigten, nicht aber für Flücht-

linge, die als Asylbewerber 

oder als Flüchtling nach 

Genfer Flüchtlingskonven-

tion anerkannt werden. Für 

sie bleibt der Familien- und 

Elternnachzug ohne zwei-

jährigen Aufschub erhalten. 

In Rahmen eines zweiten Gesetzentwurfs soll 

die Ausweisung straffälliger Ausländer erleich-

tert werden. Straftaten gegen das Leben, die kör-

perliche Unversehrtheit, die sexuelle Selbstbe-

stimmung, das Eigentum oder der Widerstand 
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gegen Vollstreckungsbeamte begründen             

zukünftig ein so genanntes schwerwiegendes 

Ausweisungsinteresse, sofern ein Ausländer 

hierfür zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe, un-

abhängig von deren Höhe, verurteilt wurde. Dies 

gilt auch, wenn die Strafe zur Bewährung ausge-

setzt wurde. Bislang musste die verhängte       

Freiheitsstrafe mindestens ein Jahr betragen, um 

ein schwerwiegendes Ausweiseinteresse zu be-

gründen. Allerdings erfolgt stets eine Einzelfall-

abwägung aller Interessen.  

Zudem sieht der Gesetzentwurf vor, dass       

Asylbewerbern, die Straftaten begehen, trotz 

Vorliegen von Fluchtgründen leichter als bislang 

die rechtliche Anerkennung als Flüchtling ver-

sagt werden kann. 

 

"GIRLS‘ DAY 2016: Ohne Frauen ist kein 

Staat zu machen – Mehr Frauen in die Politik" 

Anlässlich des diesjährigen Girls‘ Day am 28. 

April 2016 bietet ich wieder einer jungen Inte-

ressentin aus dem Wahlkreis die Möglichkeit, ei-

nen Tag hinter die Kulissen zu schauen und sich 

über die Arbeit eines Politikers zu informieren.  

Der bundesweite Aktionstag, der erstmals 2001 

stattfand, ermöglicht es Mädchen, Einblicke in 

Berufe zu erhalten, in denen Frauen deutlich 

unterrepräsentiert sind bzw. in „frauenuntypi-

sche“ Berufe zu schnuppern und bei der Be-

rufsorientierung zu unterstützen. Viele Mäd-

chen und junge Frauen entscheiden sich im 

Rahmen ihrer Berufswahl noch heute für „typi-

sche Frauenberufe“. Den Blick 

darüber hinaus zu weiten, hat 

sich der Girls‘ Day zum Ziel ge-

macht. Der Tag ist für die Mäd-

chen eine gute Gelegenheit, die 

vielen verschiedenen Facetten 

des Berufslebens kennenzuler-

nen. 

 

Mädchen (ab Klassenstufe 5), die 

Interesse      haben, am 28. April 

2016 im Dülmener Wahlkreis-
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büro einen Einblick in die politischen Arbeits-

abläufe eines Bundestagsabgeordneten zu be-

kommen, bewerben sich bitte mit einem     kur-

zen Motivationsschreiben bis zum 04. April 

2016 per E-Mail unter  

ulrich.hampel.wk02@bundestag.de.  

 

 

Mein Team und ich wünschen Ihnen ein schönes 

und erholsames Wochenende aus dem politi-

schen Berlin, in dem es in der nächsten Woche 

wieder mit verschiedensten Themen weitergeht. 

Ihr 
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